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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5445 — 


Rechtliche Aspekte der Weigerung der USA, sich einem umfassenden 
Atomteststopp anzuschließen 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.14 - hat mit 
Schreiben vom 16. Juni 1986 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß ein 
Atomwaffenteststopp auch für sich allein ein wichtiger Schritt zur 
atomaren Abrüstung ist? 

Die Bundesregierung hat sich zu dieser Frage wiederholt ge- 
äußert. Es wird auf die Erklärungen des Bundeskanzlers vor der 
Bundespressekonferenz am 9. Januar und 11. April 1986 und auf 
die Debattenbeiträge von Staatsminister Möllemann vor dem 
Deutschen Bundestag am 22. Januar und 25. April 1986 ver- 
wiesen. 


2. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß die 
derzeit noch vorgenommenen Atomtests überwiegend zur Entwick- 
lung neuer Atomwaffen sowie zur Entwicklung von Härtungsmaß- 
nahmen für Atomwaffen und andere Rüstungsgüter gegen die Wir- 
kungen von Atomwaffen (insbesondere elektromagnetischer Impuls, 
Röntgenimpuls) und damit der atomaren Aufrüstung dienen? 


Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß die derzeit noch 
vorgenommenen Nukleartests der nuklearen Aufrüstung dienen. 


3. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß ange- 
sichts der sich konkret abzeichnenden Möglichkeit, zu einem 
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Abkommen über verschärfte Beschränkungen von Atomtests zu 
kommen, die USA mit ihrer derzeitigen Weigerung, Verhandlungen 
über den Abschluß eines umfassenden Atomteststoppvertrags aufzu- 
nehmen, Rechte der Unterzeichner des Atomwaffensperrvertrages, 
darunter der Bundesrepublik Deutschland, verletzen (in diesem Ver- 
trag hatten sich die Atomwaffenstaaten zur atomaren Abrüstung 
verpflichtet)? 


Die Nuklearmächte verpflichten sich in Artikel VI des Vertrags 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen von 1968, in redhcher 
Absicht Verhandlungen zu führen über die Beendigung des 
nuklearen Wettrüstens. Solche Verhandlungen finden statt. Zur 
Zeit treffen sich die USA und die Sowjetunion in Genf zu ihrer 
5. rüstungskontroUpohtischen Verhandlungsrunde, bei denen es 
ganz wesenüich um Fragen der nuklearen Abrüstung geht. Im 
übrigen haben sowohl Präsident Reagan als auch Generalsekretär 
Gorbatschow bilaterale Gespräche über Verifikationsfragen im 
Teststoppbereich vorgeschlagen. 


4. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, 

a) daß die Weiterführung von Atomtests durch die USA eine nicht in 
der NATO ab gesprochene, eigenmächtige Reaktion der USA auf 
sowjetische Initiativen für einen Atomteststopp ist, 

b) daß die möglichen Folgen der Handlungsweise der USA alle 
NATO-Mitgliedstaaten, besonders auch die Bundesrepublik 
Deutschland, berühren und 

c) daß die USA mit ihrem Vorgehen somit Interessen der Bundes- 
republik Deutschland in der NATO verletzen? 

Die Haltung der Bimdesregierung findet Ausdruck in der Erklä- 
rung des Bundeskanzlers vor der Bundespressekonferenz am 
11. Aprü 1986. 

Der Bundeskanzler schlug vor, daß die USA und die Sowjetunion 
als „ersten Schritt bzw. als Übergangslösung über eine Begren- 
zung von Tests nachdenken könnten. So könnten z. B. die für die 
Überprüfung der Funktionsfähigkeit von Nuklearwaffen notwen- 
digen Tests auf vereinbarte, zeitlich eingegrenzte Intervalle 
begrenzt und im Rahmen vereinbarter Reduzierungen von 
Nuklearwaffen allmählich ganz eingestellt werden." Die Frage 
gibt Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß die Sowjetunion in 
den letzten zehn Jahren ein umfassendes Testprogramm durchge- 
führt und eine massive nukleare Aufrüstung vorgenommen hat. 


5. Welche Haltung nehmen die USA nach Kenntnis der Bundes- 
regierung zu einer möglichen Senkung der Sprengkraftschwelle des 
atomaren Teüteststoppabkommens von 1975 (derzeit 150 kton, in der 
Diskussion ca. 10 kton) ein? 


Die USA haben eine Verbesserung der Überprüfbarkeit der Ein- 
haltung des Vertrags über die Begrenzung von imterirdischen 
Kernwaffenversuchen von 1974 vorgeschlagen. 
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6. Hat die Bundesregierung gegenüber den USA direkt Kritik an den 
seitens der USA jüngst durchgeführten Atomtests geübt, und wenn 
ja, wann und in welcher Form? 


Die Bundesregierung äußert sich in der Öffentlichkeit nicht zu 
vertraulichen Gesprächen mit anderen Regierungen. 


7. In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung, künftig ihre 
Kritik an den festgesetzten US-Atomtests gegenüber den USA zum 
Ausdruck zu bringen? Welche Mittel sieht sie als geeignet an, ihren 
öffentlich bekundeten Forderungen nach einem nuklearen Teststopp 
entsprechend Gehör zu verschaffen? 


Es ist vor allem Sache der Nuklearstaaten selbst, Fortschritte im 
Bereich der nuklearen Rüstungskontrollpolitik zu erzielen. Als 
Nichtkernwaffenstaat setzen wir unser Eintreten für einen umfas- 
senden Teststopp dort in die Tat um, wo wir Sachkunde einbrin- 
gen können. Die Bundesregierung hat 1985 der Genfer Ab- 
rüstungskonferenz vorgeschlagen, schrittweise ein weltweites 
seismologisches System zur Überprüfung des angestrebten Test- 
stoppvertrags aufzubauen. Die Bundesregierung verfolgt in Genf 
diesen Vorschlag mit Nachdruck weiter. Sie ist überzeugt, daß 
seine Verwirklichung wesentlich zur Lösung der Verifikations- 
frage eines Teststopps beitragen könnte. 
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